
Erklärung von Münster zur Lohngerechtigkeit

Aus Anlass des politischen Abendforums zum Thema „Katholische Soziallehre konkret: Gleicher
Lohn für gleiche Arbeit“ geben die unterzeichnenden Verbände folgende Erklärung ab:

Als Vertreterinnen und Vertreter von katholischen Verbänden befassen wir uns vor dem Hintergrund
der katholischen Soziallehre bereits seit Jahrzehnten mit der Umsetzung dieser Prinzipien in das
Leben und den Alltag der Menschen in Kirche und Gesellschaft. Die neueste Enzyklika von Papst
Franziskus „Fratelli tutti“ bestärkt uns darin.

Aus verschiedenen Perspektiven beleuchten wir gesellschaftliche Entwicklungen und setzen uns für
gerechte und solidarische Arbeits- und Lebensbedingungen ein. Wir widmen uns aktuell verstärkt
dem Thema „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort“. Lohndumping, Steuervermeidung,
Diskriminierung bestimmter Gruppen, fehlende Tarifbindung, die Praxis, Subunternehmen
einzusetzen, beschleunigen die Spaltung unserer Gesellschaft und führen zu ausbeuterischen
Arbeitsbedingungen. Die Tarifbindung von Unternehmen ist inzwischen von 65% auf 35% gesunken.
10 Millionen Menschen arbeiten im Niedriglohnsektor. Dem Minilohn folgt Minirente und
Altersarmut. Tarifzahlende, vor allem mittelständische Unternehmen, leiden unter massiven
Wettbewerbsverzerrungen. Selbstverpflichtungen und Freiwilligkeit reichen nicht aus.

Deshalb fordert die Initiative von Kolping / KAB / kfd unsere Bundestagsabgeordneten auf, in
der kommenden Legislaturperiode des Deutschen Bundestages eine Gesetzesinitiative zu
starten, die sicherstellt,

● dass die von den Sozialpartnern Arbeitgeber*innen und Arbeitnehmer*innen autonom
ausgehandelte Branchentarifverträge verbindlich für alle Arbeitnehmer*innen gelten,
auch für Werkverträge und Leiharbeit

● dass öffentliche Vergaben nur noch an tarifzahlende Unternehmen erfolgen

● dass eine Überarbeitung des Entgelttransparenzgesetzes erfolgt mit
 einer deutlichen Herabsetzung der Mindestmitarbeiter*innenzahl für die Berichtspflicht
 effektiven Sanktionsmechanismen und
 einem Verbandsklagerecht


